
§ 11 APG DVO NRW 
Verfahren zur Feststellung anerkennungsfähiger Investitionsaufwendungen 
 
(1) Der zuständige überörtliche Träger der Sozialhilfe stellt auf Antrag der Trägerin 
oder des Trägers einer Einrichtung die Gesamtbeträge der anerkennungsfähigen 
Aufwendungen nach §§ 2 bis 4 und die sonstigen finanzierungsrelevanten Rahmen-
daten der Einrichtung fest. Die Feststellung erfolgt durch Bescheid und umfasst: 
1. den als betriebsnotwendig anzuerkennenden Gesamtbetrag der für Maßnahmen 
nach §§ 2 und 3 entstandenen Aufwendungen, 
2. den Zeitraum der linearen Verteilung dieser Aufwendungen nach § 2 Absätze 5 
und 6 sowie § 3 Absatz 5, 
3. den als betriebsnotwendig anzuerkennenden Gesamtbetrag nach § 4 Absatz 1 
Satz 2 sowie § 8 Absätze 7 und 11 Satz 3, 
4. die verbindliche Entscheidung über Ausnahmen nach § 10 Absatz 3 Nummer 2 
Satz 2 des Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen, 
5. die Anteile an Eigenkapital und Fremdkapital, die für die Maßnahmen nach §§ 2 
bis 4 und 8 Absätze 7 und 11 Satz 3 jeweils aufgewendet wurden, 
6. bei stationären Einrichtungen die Zahl der vorhandenen Plätze unterteilt nach voll-
stationären Dauerpflegeplätzen, Kurzzeitpflegeplätzen sowie teilstationären Plätzen, 
7. die Gesamtgröße der berücksichtigungsfähigen Nettogrundfläche, 
8. die Gesamtgröße der berücksichtigungsfähigen Grundstücksfläche, soweit diese 
nicht im Eigentum der Trägerin oder des Trägers der Einrichtung steht, 
9. die Höhe der nach § 8 Absatz 6 anerkennungsfähigen Modernisierungsaufwen-
dungen sowie eine etwaige Erhöhung der berücksichtigungsfähigen Nettogesamtflä-
che bei Maßnahmen im Sinne des § 8 Absatz 6 Satz 1. 
  
(2) Der Antrag muss mindestens folgende Angaben enthalten: 
1. den Zeitpunkt, ab dem die Feststellung der geltend gemachten Aufwendungen 
beantragt wird, 
2. die Bescheinigung der nach dem WTG zuständigen Behörde über die Erfüllung 
der Voraussetzungen des WTG (Bescheinigung im Sinne des § 11 Absatz 3 Alten- 
und Pflegegesetz), 
3. jeweils die Gesamtsumme der tatsächlich gezahlten Beträge für Aufwendungen 
nach § 2 Absatz 1 Satz 1, § 3 Absatz 1 Sätze 1 und 2, § 4 Absatz 2 und § 8 Absätze 
6, 7 sowie 11 Satz 3, deren Feststellung beantragt wird, einschließlich der Angaben 
über den marktüblichen Kaufpreis sonstiger Anlagegüter, die im Rahmen von Miet- 
und Leasingverträgen beschafft wurden, testiert durch eine Wirtschaftsprüferin, einen 
Wirtschaftsprüfer oder einen Trägerverband,  
4. bei Mieteinrichtungen den Mietvertrag einschließlich seiner Anlagen und Hinweise 
zur Regelung der Instandhaltung, 
5. den Erbpachtvertrag einschließlich des Katasterauszugs und soweit bekannt An-
gaben zum ortüblichen Erbpachtzins in der Kommune, 
6. die Größe des zur Einrichtung gehörenden Grundstücks, die Größe der zur Er-
schließung erforderlichen beziehungsweise planungsrechtlich vorgeschriebenen Ver-
kehrsflächen sowie etwaige neben der Nutzung der die Einrichtung bestehenden 
Grundstücksnutzungen, 
7. das Datum der Inbetriebnahme der Einrichtung sowie des Abschlusses und der 
Inbetriebnahme von Umbau und Modernisierungsmaßnahmen, 
8. die Höhe der für Maßnahmen nach §§ 2 bis 4 und § 8 Absätze 6, 7 und 11 Satz 3 
jeweils aufgewendeten Darlehens- oder Eigenkapitalbeträge einschließlich der Dar-
lehensverträge, 



9. die Höhe der für die Einrichtung gewährten öffentlichen Zuschüsse einschließlich 
etwaiger Zuschussbescheide, 
10. den vor Inkrafttreten der Verordnung festgesetzten Verteilungszeitraum gemäß § 
2 Absatz 5, 
11. im Rahmen von Maßnahmen nach § 3 eventuelle Aufwendungen für Ausweich-
quartiere, 
12. die Zahl der vorhandenen Plätze in der Einrichtung unterteilt nach vollstationären 
Dauerpflegeplätzen, Kurzzeitpflegeplätzen sowie teilstationären Plätzen sowie ggf. 
Einzel- und Doppelzimmern, 
13. die zur Ermittlung der Nettogrundfläche gemäß DIN 277 erforderlichen Angaben. 
  
(3) Bei wesentlichen Änderungen der den Feststellungen zugrunde liegenden Tatsa-
chen kann die Trägerin oder der Träger eine Änderung der Feststellung beantragen.  
  
(4) Bei Einrichtungen mit einer erstmaligen Inbetriebnahme vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung wird bei der erstmaligen Feststellung nach dieser Verordnung für lang-
fristige Anlagegüter der gemäß § 1 Absatz 6 ermittelte Restwert festgelegt. Bei der 
Ermittlung des Restwertes sind hinsichtlich der Gesamtsumme der bereits anerkann-
ten Refinanzierungsanteile der tatsächlich entstandene und anerkannte Herstellungs- 
beziehungsweise Anschaffungsaufwand sowie dessen lineare Verteilung auf den 
einrichtungsbezogen festgelegten Verteilungszeitraum zugrunde zu legen. Dies gilt 
nicht, wenn die Trägerin oder der Träger nachweist, dass tatsächlich geringere Refi-
nanzierungsbeträge anerkannt wurden. Ist kein kürzerer Verteilungszeitraum im Sin-
ne des § 2 Absatz 6 festgesetzt, so wird der Berechnung der bisherigen jährlichen 
Refinanzierungsbeiträge ein Verteilungszeitraum von 50 Jahren zugrunde gelegt. 
Dies gilt auch für Einrichtungen, für die bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung die 
Beträge zur gesonderten Berechnung auf andere Weise als durch jährliche Investiti-
onsabschreibungen ermittelt wurden. Der verbleibende lineare Verteilungszeitraum 
wird für langfristige Anlagegüter auf der Basis des § 2 Absatz 5 und Absatz 6 unter 
Anrechnung des seit der erstmaligen Inbetriebnahme beziehungsweise im Fall einer 
Modernisierung des seit der letzten wirksamen Festlegung eines Refinanzierungs-
zeitraums vergangenen Zeitraums berechnet und festgestellt. 
  
(5) Sofern bei Einrichtungen mit einer erstmaligen Inbetriebnahme vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung die bis zu diesem Zeitpunkt tatsächlich getätigten Aufwendungen 
für das langfristige Anlagevermögen dem zuständigen überörtlichen Träger der Sozi-
alhilfe nicht bekannt sind, sind hierfür die in der Pflege-Buchführungsverordnung vom 
22. November 1995 (BGBl. I S. 1528), zuletzt geändert durch Artikel 7 Absatz 3 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2751), bilanzierten Werte zu über-
nehmen. 
  
(6) Bei Einrichtungen mit einer erstmaligen Inbetriebnahme vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung wird bei der erstmaligen Feststellung nach dieser Verordnung für sonsti-
ge Anlagegüter der Gesamtbetrag entsprechend § 4 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 7 
berücksichtigt, soweit die Aufwendungen nach den bei ihrem Entstehen gültigen ge-
setzlichen Vorschriften als betriebsnotwendig anerkannt wurden. Hierzu werden die 
zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme entstandenen Aufwendungen bis zum Zeitpunkt 
der erstmaligen Feststellung nach dieser Verordnung nach den Preisindizes für 
Wohngebäude (Bauleistungen am Bauwerk) in Nordrhein-Westfalen (Basisjahr 
2010=100, Maiindex des der Feststellung vorangehenden Jahres) fortgeschrieben. 
Sind die ursprünglichen Aufwendungen für das sonstige Anlagevermögen dem zu-



ständigen überörtlichen Träger der Sozialhilfe nicht bekannt, erfolgt die Festsetzung 
des Gesamtbetrages nach § 4 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 7 für den Zeitpunkt der 
erstmaligen Feststellung nach dieser Verordnung im Wege der Schätzung. Dabei 
kann die Behörde zum Beispiel einen Vergleich mit ähnlichen Einrichtungen aus dem 
jeweiligen Baujahr zugrunde legen, sofern keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
der tatsächliche Bestand an sonstigem Anlagevermögen davon abweicht. Der Träge-
rin oder dem Träger ist vor der Feststellung Gelegenheit zur Stellungnahme zu der 
beabsichtigten Höhe des Schätzbetrages zu geben. 
  
(7) Ein Träger- oder Eigentümerwechsel bei Pflegeeinrichtungen verändert die 
Grundlagen für die Ermittlung der Aufwendungen nicht. Zum Zeitpunkt eines Träger-
wechsels bestehende Restwerte der als betriebsnotwendig anerkannten Aufwendun-
gen, nicht zweckentsprechend verbrauchte Beträge nach § 4 Absatz 5 und nicht ver-
brauchte Instandhaltungspauschalen im Sinne des § 6 Absatz 3 werden auf die neue 
Einrichtungsträgerin oder den neuen Einrichtungsträger übertragen. 
  
(8) Die berücksichtigungsfähige Nettogrundfläche (Absatz 1 Nummer 7) ergibt sich 
im Rahmen der Festsetzung aus der Addition der im Jahr der Inbetriebnahme der 
Einrichtung tatsächlich vorhandenen und anerkennungsfähigen Nettogrundfläche 
und der in anerkannten baulichen Erweiterungen der Einrichtungen zusätzlich ge-
schaffenen Fläche.  
  
(9) Erfolgt nach der Feststellung der Beträge nach Absatz 1 Nummern 1 und 3 sowie 
der Flächenwerte nach Absatz 1 Nummern 7 und 8 eine Reduzierung der Platzzahl, 
so sind die festgestellten Beträge und Werte nachträglich um den auf die wegfallen-
den Plätze entfallenden Anteil zu reduzieren. Erfolgten erstmalige Inbetriebnahme 
und Platzzahlreduzierung bereits vor Inkrafttreten dieser Verordnung, sind bereits die 
bei der erstmaligen Feststellung noch anzuerkennenden Beträge und Werte entspre-
chend zu kürzen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die Platzzahlreduzierung eine 
Folge gesetzlich zwingend vorgegebener Maßnahmen ist. In diesen Fällen wird ledig-
lich der festgestellte Gesamtbetrag für sonstige Anlagegüter im Rahmen der Berech-
nung nach § 4 Absatz 2 anteilig reduziert. 
  
 
§ 12  
Verfahren zur Festsetzung der anerkennungsfähigen Aufwendungen 
 
(1) Die Festsetzung der anerkennungsfähigen Aufwendungen erfolgt auf Antrag der 
Trägerin oder des Trägers durch den für den Sitz der Pflegeeinrichtung zuständigen 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe. Die Festsetzung erfolgt durch Bescheid, der den 
anzuerkennenden Betrag je Platz festsetzt.  
  
(2) Der Antrag muss mindestens folgende Angaben enthalten: 
1. Die Summen der vertraglich im Abrechnungszeitraum geschuldeten Aufwendun-
gen nach §§ 7 und 8 unter Darstellung der vertraglichen Grundlagen für die Zah-
lungspflichten, 
2. die Gesamtsumme der in den beiden Vorjahren tatsächlich gezahlten Aufwendun-
gen gemäß § 4 Absatz 4 und § 6 Absatz 1, 
3. die nachgewiesenen Finanzierungsaufwendungen nach § 5 sowie § 8 Absatz 6 
Satz 3, 



4. die tatsächliche durchschnittliche Belegungsquote in den beiden Jahren vor An-
tragstellung, bei erstmaliger Antragstellung nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
auch der drei Jahre vor Antragstellung, soweit vorhanden, 
5. eine gewünschte Differenzierung zwischen verschiedenen Platzarten beziehungs-
weise Zimmergrößen bei der Festsetzung.  
  
(3) Die Festsetzung erfolgt jeweils für zwei Kalenderjahre. Der Antrag auf Ermittlung 
und Festsetzung der betriebsnotwendigen Aufwendungen ist in ungeraden Kalender-
jahren jeweils bis zum 31. August des Jahres für die beiden Folgejahre zu stellen. 
Soweit die Antragsunterlagen vollständig sind, ergeht der Festsetzungsbescheid bis 
zum 15. November des Jahres. Bei erstmaliger Antragstellung ist der Antrag grund-
sätzlich zum Zeitpunkt der Betriebsaufnahme zu stellen. Sind der Trägerin oder dem 
Träger Aufwendungen nach §§ 3 oder 4 Absatz 7 entstanden oder wurde eine Maß-
nahme gemäß § 8 Absatz 6 vorgenommen, die zu einer Erhöhung der festzusetzen-
den Aufwendungen berechtigen, kann während eines Festsetzungszeitraums nach 
diesem Absatz eine neue Festsetzung beantragt werden. Die Bescheide, die auf die-
ser Grundlage ergehen, sind bis zum 31. Dezember des nächsten ungeraden Kalen-
derjahres zu befristen. 
  
(4) Zur Ermittlung des festzusetzenden Betrages sind die für den Abrechnungszeit-
raum anerkennungsfähigen Aufwendungen zu ermitteln und gleichmäßig auf die Zahl 
der Plätze der Einrichtung zu verteilen. Eine sachgerechte Differenzierung (zum Bei-
spiel Abschlag für ein Doppelzimmer) nach den Unterschieden des Raumangebotes 
ist zulässig. Eine Differenzierung nach Kostenträgern ist unzulässig. 
  
(5) Maßgeblich für die Verteilung der Aufwendungen ist die Anzahl der durchschnitt-
lich belegten Plätze. Der zu berücksichtigende Durchschnittswert ermittelt sich aus 
dem Jahresdurchschnitt der letzten drei Kalenderjahre vor der Antragstellung, wobei 
mindestens eine durchschnittliche Belegung von 90 Prozent der Berechnung 
zugrunde liegen muss. Liegt der Zeitpunkt der Inbetriebnahme bei Antragstellung 
weniger als drei volle Kalenderjahre zurück, ist der Durchschnittswert nach Satz 1 
durch Schätzung unter Berücksichtigung der bereits vorliegenden Belegungsdaten 
zu ermitteln. Für diesen Zeitraum ist eine durchschnittliche Belegung von mindestens 
80 Prozent der Berechnung zugrunde zu legen. Für die Dauer einer Maßnahme nach 
§ 3 beziehungsweise § 8 Absatz 6 kann die Trägerin oder der Träger eine Festset-
zung der durchschnittlichen Belegung auf 90 Prozent beantragen, soweit die aktuelle 
tatsächliche Belegung nicht über diesen Wert hinausgeht. 
  
(6) Bei der Festsetzung wird der Jahresbetrag je Platz auf 365 mögliche Belegungs-
tage aufgeteilt.  
  
(7) Im Fall einer nachträglichen Reduzierung der Platzzahl innerhalb einer gemiete-
ten Einrichtung im Sinne des § 8 Absatz 1 gelten die Regelungen des § 11 Absatz 9 
im Rahmen der fiktiven Vergleichsberechnung entsprechend, wobei auch die fiktiven 
Finanzierungsaufwendungen in die anteilige Kürzung einzubeziehen sind. 
 


